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Vorwort

Mit dieser Arbeit möchte ich einen Beitrag zu der rechts- und verwal-
tungswissenschaftlichen Diskussion um die (Re)Kommunalisierung leisten. 
Es geht dabei zum einen um die grundsätzliche Frage, in welchem Rahmen 
Gemeinden wirtschaftlich tätig werden können und welche Grenzen dabei 
von ihnen zu beachten sind. Zum anderen wird im Besonderen auf die 
Energieverteilung und insbesondere das Konzessionsvergabeverfahren ein-
gegangen. Den Schlusspunkt bildet die Betrachtung tauglicher Modelle und 
Formen für (re)kommunalisierte Netzgesellschaften in der Energiewirtschaft, 
die zugleich den Zielen der (Re)Kommunalisierung Rechnung tragen. Diese 
Arbeit unternimmt den Versuch, der Diskussion um die (Re)Kommunalisie-
rung im Grundsätzlichen wie Speziellen neue Impulse zu geben.

Sie wurde im April 2015 abgeschlossen und von der Fakultät für Rechts-
wissenschaft der Universität Hamburg als Dissertation angenommen. Das 
Kolloquium fand am 27.04.2016 statt.

Meinem Doktorvater Prof. Dr. Heribert Hirte danke ich für die Betreuung 
dieser Arbeit und dafür, dass er mir im fachlichen Austausch zugleich Orien-
tierung als auch inhaltliche Freiheit gegeben hat. Bedanken möchte ich mich 
auch bei Prof. Dr. Ivo Appel für die Erstellung des Zweitgutachtens. Außer-
dem danke ich der Konrad-Adenauer-Stiftung für die Förderung dieser Pro-
motion mit einem Stipendium, wobei ich die ideelle Förderung besonders 
hervorheben möchte. Mein persönlicher Dank für die stiftungsseitige Betreu-
ung gilt Dr. Gernot Uhl.

Diese Arbeit wäre jedoch ohne meine Eltern, Heinz-Henning und Brigitte 
Jürges, und meinen Mann, Dr. Philipp Grünewald, nicht möglich gewesen. 
Seit meiner Kindheit haben mich meine Eltern liebevoll begleitet und unter-
stützt. Ihr Zuspruch und liebevolles Vertrauen in meine Fähigkeiten waren 
meine steten Begleiter. Sie haben mir die Kraft und den Mut gegeben, diese 
Arbeit zu beginnen. Meinem Mann habe ich das erfolgreiche Bestehen dieser 
Promotionszeit zu verdanken. Er hat mich durch das Studium und die Promo-
tionszeit begleitet, mir bei allen Unwegsamkeiten liebevoll zur Seite gestan-
den, mich ermutigt und mir die Kraft gegeben, diesen bereichernden Ab-
schnitt meines Lebens zu meistern. Meinen Eltern und meinem Mann ist 
diese Arbeit daher in großer Liebe und Dankbarkeit gewidmet.

Hamburg, September 2016	 Stefanie Grünewald
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§ 1  Einleitung und erste grundsätzliche Erwägungen 

I. Stromnetze als Felder erhöhter kommunaler Aktivität 

Angesichts der hohen kommunalen Überschuldung1 suchen viele Gemein-
den neue Einnahmequellen in neuen Betätigungsfeldern.2 Dies führt zu einer 
neuerlichen Expansion erwerbswirtschaftlicher Betätigung der Gemeinden,3 
die von einigen als eine „unerwartete Renaissance“4 der Kommunalwirt-
schaft beschrieben wird. In der Energiewirtschaft wird dieser generellen 
„Boom“ noch dadurch verstärkt, dass im Jahr 2011 ca. 950 und im Jahr 
2012 etwa 1200 Konzessionsverträge ausgelaufen sind.5 Bis zum Jahre 
2016 werden die meisten der auf 20 Jahre geschlossenen Konzessionsver-
träge für den Verteilernetzbetrieb in Deutschland auslaufen.6 Damit bietet 
sich für die Gemeinden die Gelegenheit eine wirtschaftliche Betätigung in 
Form der Stromverteilung (wieder) einzusteigen. Auch die Finanz-, Wirt-
schafts- und Eurokrise und daraus resultierende Unsicherheiten und Ängste 
gegenüber dem Marktgeschehen und den Wettbewerbskräften verstärken 
diesen allgemeinen Trend hin zu mehr staatlicher Leistungserbringung.7 
Nicht zuletzt wird dieser Trend hin zu mehr kommunalem Engagement im 
Energiebereich sicherlich auch durch die schrecklichen Vorfälle in Fuku
shima im März 2011 und den daraufhin von der Bundesregierung im Som-
mer 2011 beschlossenen Ausstieg aus der Atomenergie begünstigt.8 Die 
(Re)Kommunalisierung der Stromnetze „liegt voll im Trend“9, dies lässt sich 

1  Groß, DVBl. 2002, 1182 (1182), der dies „finanzielle Dauermisere“ nennt; Vo-
gelsang/Lübking/Ulbrich, Kommunale Selbstverwaltung,3. (2005), Rn. 394.

2  Broisius-Gersdorf, AöR 130 (2005), 392 (393).
3  So auch Gloy/Loschelder/Erdmann-Poppen, Wettbewerbsrecht,4 (2010), § 66 

Rn. 1; Vogelsang/Lübking/Ulbrich, Kommunale Selbstverwaltung,3. (2005), Rn. 394.
4  Bauer, DÖV 2012, 329 (329).
5  Libbe, in: Matecki/Schulten (Hrsg.), Zurück zur öffentlichen Hand? (2013), 

S. 18 (21); Libbe/Hanke/Verbücheln, Rekommunalisierung (2011), S. 6.
6  Hische/Rohmann, Raumplanung 2011, 249 (250); Ude, in: Matecki/Schulten 

(Hrsg.), Zurück zur öffentlichen Hand? (2003), S. 48 (50), der anführt, dass dies 
mehrere tausend seien.

7  Reck, RaumPlanung 2011, 243 (244).
8  Hische/Rohmann, Raumplanung 2011, 249 (249).
9  Hische/Rohmann, Raumplanung 2011, 249 (249).
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an vielen Stellen der politischen Presse wie auch ersten wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen entnehmen.10 

Von dem Auslaufen der Konzessionsverträge im Elektrizitätsbereich sind 
potentiell alle in Deutschland tätigen 887 Stromnetzbetreiber betroffen.11 
Zusätzlich bietet dies auch den Gemeinden, die bis dato nicht (oder nicht 
mehr) in der Elektrizitätsverteilung tätig waren, neue Handlungsmöglich
keiten. Dass die Gemeinden von dieser Möglichkeit schon Gebrauch ge-
macht haben, zeigen die 44 Stadtwerksneugründungen im Zeitraum zwi-
schen den Jahren 2007 und 2011.12 Es verwundert daher nicht, dass das 
Thema (Re)Kommunalisierung im Moment eines der zentralen Themen der 
Energiewirtschaft und der viel zitierten Energiewende ist. Die (Re)Kommu-
nalisierung könnte eines der wichtigen Zukunftsthemen der Kommunalpoli-
tik werden.13

In der öffentlichen Wahrnehmung stellt sich das Thema der (Re)Kommu-
nalisierung aber vor allem als politisch und hoch umstritten dar. So schrieb 
Walter Hamm am 25.  Januar 2010 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
in dem Artikel „Entprivatisierung“14: „Wer Versorgungsnetze in großem Stil 
kauft und wer für diese Investitionen in bisher von privaten Unternehmen 
übernommene Aufgaben hohe Milliardenbeträge bereitstellen kann, sät Zwei-
fel an der angeblichen desaströsen kommunalen Finanzlage.“ Dieser von 
Hamm formulierten Skepsis begegnen viele Gemeinden jedoch mit ehr
geizigen (Re)Kommunalisierungsplänen und dem Willen (wieder) in den 
Besitz der Konzessionen für den Netzbetrieb zu gelangen. Der Trend zur 
(Re)Kommunalisierung ist dabei zunächst primär ein deutsches Phänomen, 
welches bislang nur vereinzelt im Ausland aufgetreten ist.15 

10  U. a.: Bauer, DÖV 2012, 329 (329); Hische/Rohmann, Raumplanung 2011, 249 
(249).

11  BNetzA, Stromnetzbetreiber Deutschland, Stand: 03.02.2015, zuletzt abgerufen 
am 23.04.2015, 12:57 Uhr unter: http://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/
ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/DatenaustauschundMonitoring/Unter 
nehmensStammdaten/UebersichtStromUndGasNetzbetreiber/UebersichtStromUnd 
Gasnetz betreiber_node.html.

12  Libbe/Hanke/Verbücheln, Rekommunalisierung (2011), S. 7.
13  Bauer, DÖV 2012, 329 (330), der dies bereits heute als Zukunftsthema der 

Kommunalpolitik erachtet.
14  Hamm, Entprivatisierung, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 25.  Januar 

2010, S. 9.
15  Stichwortartige Hinweise auf die Rekommunalisierung finden sich auch in 

Bolivien, in Frankreich, auf den Philippinen, in Südafrika, in Tansania, in Trinidad 
und in den Vereinigten Staaten, so Bauer, DÖV 2012, 329 (333 f.); In Italien haben 
einzelne große Städte ihr Interesse signalisiert, so Libbe/Hanke/Verbücheln, Rekom-
munalisierung (2011) S. 13; siehe hierzu auch: Wollmann, in: Matecki/Schulten 
(Hrsg.), Zurück zur öffentlichen Hand? (2013), S. 37 (40).

http://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/Datenaustausch undMonitoring/UnternehmensStammdaten/UebersichtStromUndGasNetzbetreiber/UebersichtStromUndGasnetz betreiber_node.html
http://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/Datenaustausch undMonitoring/UnternehmensStammdaten/UebersichtStromUndGasNetzbetreiber/UebersichtStromUndGasnetz betreiber_node.html
http://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/Datenaustausch undMonitoring/UnternehmensStammdaten/UebersichtStromUndGasNetzbetreiber/UebersichtStromUndGasnetz betreiber_node.html
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Bei diesen (Re)Kommunalisierungsbestrebungen sind die Besonderheiten 
des Energiemarktes zu beachten. Anders als in anderen Netzbereichen wa-
ren die Energienetze seit Anbeginn der kommerziellen Verbreitung von 
Energie auch in privater Hand. So gab es eben nicht, wie bspw. im Tele-
kommunikations-, Post- und Fernmeldesektor, ein ausschließlich staatliches 
Netzmonopol.16 Private Akteure dominierten zunächst sogar den Netzbe-
trieb.17 

Dank der bis zum Jahre 2016 fast aller Orts auslaufenden Konzessions-
verträge bietet sich den Gemeinden die Chance, innerhalb eines begrenzten 
Zeitfensters die Netze zurückzuerwerben. Diese Chance steht vielerorts aber 
auch erheblichen wirtschaftlichen, finanziellen, technischen, politischen und 
nicht zuletzt juristischen Bedenken gegenüber. Nicht nur im Zusammenhang 
mit den Konzessionsverträgen sind viele juristische Fragen auch nach der 
EnWG-Novelle vom August des Jahres 2011 offen. Insbesondere auch im 
Bereich der (Re)Kommunalisierung selbst, ihrer Zulässigkeit und Umset-
zung stellen sich viele ungeklärte Fragen. Während Beiträge zum Thema 
Privatisierung ganze Bibliotheken füllen, findet sich das Stichwort „Rekom-
munalisierung“ bzw. „Kommunalisierung“ praktisch in nur wenigen Sach
registern wieder.18 Um das politisch Gewollte umzusetzen, müssen aber 
rechtliche Maßstäbe und Grenzen insbesondere im Hinblick auf die Bindung 
der Verwaltung an Recht und Gesetz gem. Art. 20 Abs. 3 GG untersucht und 
benannt werden.19 Dies stellt eine nicht zu unterschätzende Herausforderung 
dar. Zutreffend führte Ulrich Bammert, Geschäftsführer der neugegründeten 
Hamburg Energie20 hierzu aus: „Wir reden über einen Prüfungsauftrag 
[bzgl. der Übernahme der Netze durch die kommunale Hand], der ökono-
misch, ökologisch und juristisch Fragen beinhaltet, es geht also um ein 
dickes Brett, das da zu bohren ist.“21 Den drängendsten juristischen Fragen 
der (Re)Kommunalisierung der Elektrizitätsverteilernetze will sich diese 
Dissertation widmen.

16  Zum staatlichen Monopol im Telekommunikations-, Post- und Fernmeldesektor, 
vgl. Geppert/Schütz-Cornils, Beck’scher TKG-Kommentar,4. (2013), A. Geschichte 
und Entwicklung des deutschen Telekommunikationsrechts, Rn. 26 ff.

17  Hierzu: § 5 II.2.
18  Anstelle vieler: Brüning, Verwaltungs-Archiv 2009, 453 (455); siehe hierzu 

ausführlich auch in § 3 IV.3.c).
19  So auch Brüning, VerwArch 2009, 453 (455).
20  Hamburg Energie wurde am 15.  Mai 2009 mit Unterstützung des Hamburger 

Senates als hunderprozentige Tochter des kommunalen Betriebes Hamburg Wasser 
gegründet, hierzu Sender, Interview von Helmut Sendner mit Ulrich Bammert, „Ein 
dickes Brett zu bohren“, Energie & Management, 15.  September 2010, S. 16.

21  Sender, Interview von Helmut Sendner mit Ulrich Bammert, „Ein dickes Brett 
zu bohren“, Energie & Management, 15.  September 2010, S. 16.


